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Pressemitteilung 
 

Transparenzgesetz in Hamburg –  
Bilanz und erste Erfahrungen 

 
Podiumsdiskussion der Arbeitsgemeinschaft sozialdem okratischer Juristinnen 

und Juristen 
 
Hamburg hat die Aktenschränke geöffnet! Nach Inkrafttreten des Hamburgischen 
Transparenzgesetzes im Oktober 2012 gilt seit Oktober 2014 die 
Veröffentlichungspflicht für gesetzlich bestimmte Dokumente und Daten. Seit Oktober 
2014 verfügt Hamburg zudem über ein digitales Transparenzportal. Hamburg ist 
damit bundesweit Vorreiter in Sachen Transparenz! 
 
Am Donnerstag, den 8. Januar 2015 lud die Arbeitsgemeinschaft 
sozialdemokratischer Juristinnen und Juristen zu diesem Thema in das Goldbekhaus 
in Winterhude zur Podiumsdiskussion ein. Urs Tabbert, MdHB, der als Fachsprecher 
der SPD Fraktion für Justiz und Datenschutz maßgeblich an der Entstehung des 
Transparenzgesetztes beteiligt war, diskutierte mit dem Hamburgischen Beauftragten 
für Datenschutz und Informationsfreiheit, Prof. Dr. Johannes Caspar, Helena 
Peltonen von Transparency International Deutschland e.V. und Dr. Ulrike Klocke, die 
als Mitarbeiterin der Finanzbehörde an der Einrichtung des deutschlandweit 
einzigartigen Transparenzportals beteiligt war.  
 
Urs Tabbert skizzierte den rund 30 Zuhörerinnen und Zuhörern den 
Entstehungsprozess des Gesetzes. Die Volksinitiative aus dem Jahr 2011, an der 
auch Transparency International beteiligt war, brachte damals den Stein ins Rollen. 
Dem folgte ein konstruktiver Dialog zwischen Politik und Zivilgesellschaft als dessen 
Folge schließlich das Transparenzgesetz getragen von allen Fraktionen der 
Bürgerschaft im Sommer 2012 verabschiedet wurde.  
 
Für die Einrichtung des Transparenzportals, auf das nun alle Bürgerinnen und Bürger 
in Hamburg Zugriff haben, wurde in der Verwaltung eine Projektgruppe eingesetzt. 
Dr. Ulrike Klocke berichtete auf dem Podium, welchen Herausforderungen sich ihr 
Team bei der Umsetzung stellen musste: Recht und technische Möglichkeiten 
mussten miteinander in Einklang gebracht werden. Verwaltungsmitarbeiterinnen und 
–mitarbeiter galt es zu schulen. Das so entstandene Transparenzportal hatte nach 
Auskunft von Klocke bereits in den ersten drei Monaten 2 Millionen Seitenaufrufe. 
Besonders gefragt bei den Bürgerinnen und Bürgern seien Informationen zur 
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Elbphilharmonie, zu Baugenehmigungen und zur Vergütung von Vorständen 
öffentlicher Unternehmen.  
 
Der Datenschutzbeauftragte betonte, dass es eine Errungenschaft sei, dass es 
nunmehr eine Veröffentlichungspflicht gäbe und Bürgerinnen und Bürger in den 
meisten Fällen nicht mehr darauf angewiesen seien, eigens einen kostenpflichtigen 
Auskunftsanspruch geltend zu machen. Ebenso sei es von großer Bedeutung, dass 
die Informationen anonym abgerufen werden können und damit eine Hemmschwelle 
für Bürgerinnen und Bürge beseitigt sei.  
 
Helena Peltonen hob für Transparency International hervor, dass insgesamt eine 
große Zufriedenheit mit dem Verlauf der Umsetzung bestehe. Wichtig war für sie, 
dass für Transparency International durch die Mitgliedschaft im Projektbeirat stets die 
Möglichkeit bestand, die Projektentwicklung zu begleiten. Peltonen lobte die 
engagierte Arbeit des Projektteams. Sie machte aber auch deutlich, dass es für 
Transparency International ein wichtiges Anliegen sei, zukünftig darauf zu drängen, 
dass auch die mittelbare Staatsverwaltung, wie beispielsweise Kammern, 
Universitäten und öffentliche Stiftungen, in die Veröffentlichungspflicht einbezogen 
würden.  
 
Auf Fragen aus dem Publikum erläuterte Klocke, dass es erste Überlegungen zur 
Evaluierung des Transparenzportals gibt. Dabei soll nicht nur von Bedeutung sein, 
wie viele Seitenaufrufe das Portal verzeichne. Die Behörde habe vielmehr auch ein 
Interesse zu erfahren, was die Bürgerinnen und Bürger aus den ihnen zur Verfügung 
gestellten Informationen machten. Auch über eine Optimierung in Form 
themenspezifischer Newsletter werde in der Behörde nachgedacht.  
 
Der Datenschutzbeauftragte merkte schließlich an, es solle ein Ziel der Politik sein, 
verschiedene Informationskomplexe wie die der Umweltinformation und der 
Verbraucherinformation zusammenzuführen und die Zuständigkeit dafür bei einer 
Stelle in Hamburg zusammenzuführen.  
 
Insgesamt wurde in der Diskussion deutlich, dass das konstruktive Zusammenwirken 
von zivilgesellschaftlichen Akteuren und der Politik und die engagierte Umsetzung 
durch die Projektegruppe zu einem Ergebnis geführt haben, dass bundesweit 
vorbildlich ist.  


